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XIV. Gesetzgebullssperiode 

Anfrage 

der Abgeordneten DDr. KtJNIG 3 DY'. WIESINGER 

und Gen()ssen 
an den Herrn Bunde~kanzZer 

betreffend KernkraftwerkeintJsterreich 

In derneuen Ausgabe des Energieplanes der Bundesregierung 

vom September 1976 wir·d auf Seite no folgendes ausgeführt: 

"Bis zum Jahre 1990 ~ist die 'Inbetrieb;'lahme von 3 Kernk':tiaft.­

werken mit eine~ Gesamtteistung von rund 3.300 MW vorgesehen . . ~. 

Die Inbetriebnahme des ersten 8sterr~ichischen Kernkl'aftwer-

. kes mit Siedewasserreaktor in Zwentendorf ist nach rund ein­

jähriger 'Verspätung für den Herbs t 1977 3 die des zwei ten 

Kernkraftwerkes für 1985 und die des dritten Kernkraftwerkes 

für 1990 vorgesehen." 

Im Gegensatz zu diesen eindeutigen Aussagen des vom Handels­

minister vorgelegten und von der Bundesregierung beschlossenen 

Energieplane~ erklärte der He~rBundeskanzler auf einer Presse­

konferenz am 8.10 1976 3 daß es keinen Baubeschluß für weitere 

Kernkraftwerke in tJsterreich geben werde 3 solange die Frage 

der sicheren Lagerung des Atom~Ulls der Kernkraftwerke nicht 

restlos geklärt sei. 

In derselben PressekonferenzerkZ~rte der Regierungschef laut 

Mitteilung des"KURIER" wörtlich: '!Je länger' ich mich daniitbe-
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schaftige~ desto ungeklarter sind die Fragen der Atomenergi~nutzung 

geworden. Aber das erste Atomkraftwerk in Zwentendorf-TuZ.ln 

wird dennoch und jedenfalls in Betrieb gehen." 

Wieder im Gegensatz da~u hatte der Herr HandeZsminister in 

einem PressegespY'äch nach dem Ministerrat vom 7.9. 76 gegenüber 

der "Presse" erkZart~ daß die Entscheidung Uber die im Ener~ie­

plan vorgesehene Inbetriebnahme des ersten 8sterreichischen 

Kernkraftwerkes in Zwentendorf bei T4lZn dem Parlament Uber­

lassen werde. 

Der W-iderspruch zwischen den Aussagen des Herrn Bundes kanz Zers 

und den FeststeZZungen des vom Ministerrat und somit auch 

vom Herrn BUndeskanzler am 7.9.76 genehmigten Energieplanes 

1976} bedarf Offensichtlich einer Kläl'ung innerhaZb und auße1'-­

halb der Bundesregierung. 

Aber auoh die fUr die AnfragesteZler unfa~bare Diskrepanz zuischen 

den ernsten pers8nlichen Bedenken des Bundeskanzlers bezUglieh 

der, seiner Meinung nach; ungeklarten Sicherheitsfragen der 

Atomenergie und der AnkUndigung,das Atomkraftwerk in Zwenten­

dorf ~werde jedenfalls in Betrieb gehenn~ kann nioht hinge-

nommen werden~ da die Volkspartei immer die Auffassung ver-

treten hat~ daß es nioht zu verantwort~nwäre~ Kernkraftwerke 

in ~sterreich vor der L8sung' aller Sicherheits~raaen und ~vor 
~ ~ 

der Klärung der AbfalZagerung in Betrieb zu nehmen. Diese Fragen 

mUssen nach Meinung der unterzeichneten Abgeordneten bereits 

vor der Inbetriebnahme des ersten Kernkraftwerkes durch die 

Bundesregierung eindeutig geklärt sein. 

SchließlichveranZaßt auch die Absicht des Herrn Handelsmi­

nisters~ das Parlament mit der Inbetriebnahme des ersten Kern­

k1'a.ftwerkes in .~sterY'eich zu befassen~ die unterzeiaJmeten Ab­

geordneten den Herrn Bundeskanzler um klare und wissensahaftlich 

fundierte Aussagen, die die BaS1~S für eine verein t1;.'ortungsvo l Ze 
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Prüfung durch das Parlament bilden können~ zu ersuchen. Dies 

ist umsonötiger~ aZssich gezeigt hat~ daß die von der Bundes-
". . 

regierung gestartete Informationskampagne diese. Aufgabe.· nicht 

zu erfüLZen vermag. 

Die unterzeiohneten Abgeordneten riohten daher an den Herrn 

Bundeskanzler nachstehend angeführte 

A n frag e : 

1) Ist die Bundesregierung bereit~ bei einer auf die 

Nutzung der K~rnenergie abstelLe~den Sioherung der Ener­

gieversorgung dem Sohutz derBevölkerung 'vor mögZichimGefahren 

und. Auswirkungen der Kernenergie Vorrang einzupäumen? 

.:( 

2) Wie Läßt sich vereinbaren~ daß d-ie Bundesregierung in 

ihrem Energieplan einerseit~ den weiteren Ausbau der 

·Kernenergie·für not?üendigansieht~ andererseits aber 

der Herr Bundeskanzler erklärt~ dal3 hierfür zur Ge­

Währleistung der Sicherheit noch zahlreiche Voraus­

setzungen zu erfüllen sind? Welche Abwägungen ver­

anla$sen die Bundesregierung zur Entscheidun~ di~ 

verbleibenden Ungewißheiten über mögliche langfristige 

Auswirkungen der Kernenergie in Kauf zu nehmen? ~/elche 

. Kontroll- und Revisionsmöglichkeiten sieht sie fÜI' den 

Fall vor~ daß die in die Kernenergie· gesetzten Sicher­

heitserwartungen sich nicht in dem Umfange erfüllen 

sollten~der Grundlage der jetzigen Zuversicht ist? 

3) Aus welchen GründenhäZt dieBundesregieru~g·dieNutzung 

der Kernenergie für die Zweoke der Energieversorgung für 

notwendig? fis lcheA Zternativen zur KeImenergie sieht 
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die Bundesregiey·ung. kurzfristig,·· mi_tte~f'1'istig und 

langfristig? Was unternimmt die Bundesregierung, um 

mBgLiche ALternativen einschLießLich von Enereiespar~ 

maßnahmen zu erforschen und zu entwickeLn? 

4) WeLche ü)esen t Liahen FoLgen ergäl:en sich aus einem zei t­

w~itigen oder grundsätzLichen Verzicht auf Kerneher­

gienutzung in ~ßterreich? 

5) WeZche MBgZichkeiten sieht die Bundesregierung, die heim 

Ausbau der Kernenergienutzung aufgetretenen Probleme 

zu überwinden? 

$) Wie beurteilt die Bundesregierung das Risiko kLeiner 

StrahZendosen für EinzeZne und die GesamtbevBZkerung? 

We ta he BeLastungen ergeben sich am Lauf des weitei'en 

Ausbaues d.r KePnenergie' 

a) aus der AbZeitung rad'z:oaktiver Stoffe bei Kern­

kraftwerken, Kernbrennstoffverarbeitungs"7: und 

Wiederaufarbeitungsanlagen für.die unmitteL~are 

Umgebung und für das 9'esamte Bundesgebiet? 

bJ durch die Von der gesamten Kerntechnik verursachte 

StrdhLenbe Lastung· der Bevölkerung für das Jahi! 

2000 ? 

8) WeLche sonstigen Umweltbeeint~ächtigungen lassen kern­

technische Anlagen erwarten? Was unternimmt die Burides­

~egierung, um diese mBglichst klein zu halten? Wie sind 

die UmweZtbeeinfLussungen bei anderen Energieträgern 

im VergLeich zur Kernene~gie zu werten? 

9) Wie beurteiZt die Bundesregierung das Risiko aus Stö~­

fälZen in kerntechnischen Einrichtungen? 
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Nach we. Zchen Kri terien beurteilt die Bundesregierung 

insbesonders die Zumutbarkeit des daraus resultierenden 

Risikos/ür den Einzelnen und die V~rtre tbarkeit des Ge­

samtrisikos für die Bevölkerung? 

10) In·weZchem Umfang können die in der Rasmussen-Studie 

enthaltenen Bewertungen der StörjaZZrisiken von Kern­

kraftwerken für dieVerhäZtnisse in tJsterreich über..;.. 

tragen werden? 

We lcheverg le1:chbaren Untersuchungen werden inu s ter­

reich angestelZt? 

11) Unterscheiden sich die Sicherheitsprobleme bei neuen 

Reakto:t'typen von .denen der Leichtwasserreaktoren? 

Ist :dchergeste l l t ~ daß mit de/:'Verfo 19ung des Ener­

gieplanes der Bundesregierung a~f der Baais der Leicht-

, .i. wasser);'eaktoren nicht bereitsEntsch~idungen'über fort .... 
. . 

geschritteneTeehnologien~ insbesondere SchnelZe Brüter J 

. vorweggenommen werden? 

12) .WelcheMaßnahmen zur Verringerung des Restrisikos werden. 
. " . 

.. für notwendig angesehen? 

HäZt die Bundesregierung die bisher getroffenen Vor­

kehrungenauf diesem Gebiet für ausreichend? 

13)· InweZchem Umfang sind die ProbZemeder Entsorgung ge ... 

'löst .( z. B . An fa Zl~ Transport~ Lagerung ~ Wiederver:"; . 

wendung und Beseitigung,von 'r'adioaktivert Abfäl Zen und Kern­

brennstoffen einschließlich vönPlutoni'umJ"? 

Welche Auswirkungen haben eventuell noch ungelöste Probl-eme 

auf die Maßnahmen zur Gewährleistung der Sicherheit· 

sowie die Genehmigungsvel"fahren für Kernkraftwerke und 

·für Einrichtungen des BrennstoffkreisZaufes? 
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14) was soZJ mit stil Zge "legten Ker'nb;,aftwerken und anderen kern"'" 

teehnischen Einrichtu.ngen geschehen~ um den von ihnen 

ausgehenden Gefahren vorzubeugen? 

15) Wie berücksichtigt die Bundesreg'ierung bei der Fest­

legung de2~ 8icherheitsanforderungen Ereignisse~die von 

außen auf kerntechnische A~2ageneinwirken k8nnen? 

a) r';eZehe Bedezdung mißt sie in diesem Zusammenhang 

insbesondere einem Schutz kerntechnisaher Ein­

richtungen gegen Einwirkungen Dritter bei? 

b) Wodurch ist auf Bundes~ und Landesebene sieherge­

steZlt~ daß das GefährdungspotentiaZ' kernteehniseher 

Anlagen nieht für strafbare HandZ-ungen (z.B. Ent­

wendung von Kernbrennstoff.: Nötigung oder Erpressung) 

veY'wendet wird? 
" ; ,"', 

16) Wie beurteiZt die Bundesregierung die M8gZiehkeit~ aUß 

SieherheitsgrUnden kernteehnischeAnlagen unterirdisch 

zu bauen (gegen extreme Stöl'fäZ Ze innerhalb der An Zage 

sowie gegen FZugzeugabstu;z~ D~uekweZZen von ehemisehen 

ExpZosionen~ Sabotage und Tilaffeneinwirkungen)? 

17) Ist die Bundesregierung der Ansieht, daß die AuswahZ 

geeigneter Standorte fUr kernteehri,,1.:sehe AnZagen wegen 

der Besiedlungsdichte in esterreich besonderBprobZe­

matisch ist? 

18) Wie s'ieht die Bundesl'egierung in aiesem Zusammenhang 

die StandortvorsorgepZanung und ~sicherung? 

19} Was unternimmt d'ie Bundesregierung um die Planung von 

Standorten fUr kernteehnische AnZagen beiderseits der 

Bundesgrenzen mit den NaehbarZändern abzustimmen? 
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20)' " r';ie1:u~ul'teiZt dieBundesregi~rung . di.e E:r>richturlgvon 

,Kernkraftwerken' undanderen ,kerntechnischenEinrichtunaen . ," ;. "" : 

.' ,', in' Ba7/lungsgebieten? 

. . . 

21 )'t/eZche weiteren Un tersuchungen auf dem Gebiet der Re'"'" . 

aktorsicherheit und des Strahlensohutzes sind im Rahmen 

der Forschung, und Bn twicklung noch erforde1?lich? 

22) Aufgrundwelcher Abwägungen hält die BU71desregierung .' 

.... 23 ) 

Genehmigungen zur Errichtung und zum Betrieb vo~ kern~ 

technischen Anlagen fürverantü)ortbar~ obwohl gleich­

z~itig nooH Po~schungs- und EntwickZungsarbeiten zur 

Si'cherheit und zum Strahlenschu'czerforderlich sind? 

HäZt die Bundesregierung eine Anpassung des Ato~- und 

Strahlenschutzrechts an die Erfardernisse des Energie­

'pZanes auf der Grundlage der bisherigen ErfahrJungen 

für notwendig? Wenn ja~ an we lehe Verbesserungen ist 

gedacht? 

24) Welche Möglidhkeiten sieht die Bundesregierung~ S1:cher­

heitsbegutachtung und Genehmigungsentsdh~idungen zu ver­

einheitlichen und sie für die tJffentZichkeit über.schau­

barer zu gestalten? 

25) .Wie kann gewährleistet ü)erden~ daß die Sachverständigen~ 

durch die sich Bund und Länder beraten Zassen~ einen 

br>eiten fachlichen Querschnitt dar>stellen und gleich­

zeitig hinreichend unabhängig sind? 

Welches Verfahr'enist vorgesehen~, um bei abwei:henden 

Gutachtermeinungen eine kldre Entscheidungsbasis der> Be­

hßrden zu, finden? 
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26) BäZt die Bundesregierung FOl>derurzgen nac,z'l einer stärkeren 
. .'. : : 

Betei~igungder betroffenen Bevölkerung bei der Genehmi-'" 

gungkern technischer An lagen für gerechtfe1.,tigt? 

Wie kann eine solche Fordel"ung gegebenenfaZ ls erfüllt 

werden? 

2?) Was hat die Bundesregierung unternommen 3 . um den Va lr ... 

zug des Strah lenschutzge se tz,es und der Strah Zen.schu tz­

verordnung siah~rzustellen? 

28) Läßt .sich eine Stand.aniisierung von Kernkraftwerken und 

An lagen tei len mit der' im StrahZensckutzgesetz gefor­

derten ständigen Anpassung der Genehmigungen an den 

Stand von Wis.senschaft und Tec;'mik vereihbaren? 

········2i) ... HäU dir::; BundesregierUng eine Acstirnmung mit ihren Nach-

barländern 3 insbeondere auf dem Gebiet der Sicherheit 

kerntechnischer Einridhtungen und des Strahlenschutzes 

für erforderlich 3 wenn im Grenzbereich kerntechnische 

AnLagen geplant 3 errichtet und betrieben werden 3 und 

was hat die Bundesregierung hierzu unternommen? 

30) Was unternimmt die Bunldesregierurzg3 um die Anforderungen 

an die Sicherheit 7<.erntechnischeyi'einriahtungen und d.en 

Stfjahlensc,{lutz international zU7)ereinhe1>t7,1:~hr:n1'1 
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